


































- Endlich begründet die Botschaft79 den Zwang zur Hinterlegung und damit 

Offenlegung des Organisationsreglementes damit, dass dadurch Verantwort­

lichkeitsklagen erleichtert werden sollen. Das Reglement ermögliche, «Auf­

gaben und Verantwortlichkeit der einzelnen Organe abzuklären und im 

Verantwortlichkeitsprozess den richtigen Beklagten zu wählen.» Die Offen­

legung der Kompetenzordnung soll damit «gezieltes Klagen» ermöglichen. Tut 

sie es wirklich? Ich bin hier deshalb nicht sicher, weil in das Reglement 

- so ausdrücklich die Botschaft80 - keine Namen aufzunehmen sind. Im 

Prozess aber muss man gegen namentlich zu bezeichnende Individuen 

vorgehen, eine Klage gegen einen nicht näher benannten Funktionsträger (den 

Finanzdirektor, den für Forschung und Entwicklung Verantwortlichen) ist 

nicht möglich. 

2. Neue Bestimmungen für die Generalversammlung 

a) Die Neuordnung der Generalversammlung bezieht sich vorwiegend auf die 

Publikumsgesellschaften. Nur bei ihnen sind etwa die neuen Vorschläge für eine 

Einschränkung des Depotstimmrechts und der Organvertretung81 von Bedeu­

tung. Diese Vorschläge, die möglichen Missbräuchen begegnen sollen, sind 

grundsätzlich zu begrüssen. Auch hier sollte aber die Ordnung im einzelnen 

nochmals überdacht werden: 

So scheint es mir fragwürdig, wenn der Depotvertreter nach neu Art. 689d II 

beim Fehlen von Weisungen verpflichtet wird, den Anträgen des Verwaltungs­

rates zu folgen. Richtiger und allgemeinem Auftragsrecht entsprechend wäre es, 

ihn zu verpflichten, das Stimmrecht nach bestem Wissen so auszuüben, wie es 

am ehesten den Interessen des Vertretenen entspricht. 

b) Neu geordnet werden sollen auch die Quorumsvorschriften für die General­

versammlung: Sämtliche qualifizierten Präsenzquoren sollen fallengelassen und 

durch Mehrheiten ersetzt werden, die sich an den jeweils vertretenen Aktien­

stimmen - unabhängig von der Grösse der Präsenz - orientieren 82 • Für 

Publikumsgesellschaften ist diese Bestimmung zweifellos am Platz, da es bei 

ihnen heute z. T. nicht mehr möglich ist, unbestrittene Statutenänderungen zu 

beschliessen, weil das gesetzlich erforderliche Quorum von zwei Dritteln des 

Grundkapitals nicht erreicht wird. So notwendig es aber ist, dieses Quorum bei 

Publikumsgesellschaften aufzugeben, so sinnvoll erscheint seine Beibehaltung für 

Kleingesellschaften: Die neue Ordnung (bei der jede Generalversammlung 

unabhängig von der Beteiligung jeden Beschluss fassen kann) lädt geradezu zum 

Missbrauch ein, dazu nämlich, die Abwesenheit des Mitaktionärs abzuwarten 

und während dieser beliebige Statutenänderungen im eigenen Interesse und zum 

Nachteil des Partners zu vollziehen. Es sollte hier - wie übrigens auch andernorts 

- vermehrt nach der Grösse der Gesellschaft differenziert werden. 
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VII. Übergangsbestimmungen 

Nicht näher eintreten kann ich auf die Vorschläge des Entwurfs für Übergangs­
bestimmungen. Hinweisen möchte ich nur darauf, dass der Entwurf etwas gar 
konsequent bereits bestehende Gesellschaften zwingen will, sich der neuen 
Ordnung anzupassen. Auch hiefür zwei Beispiele: 

- Wenn es auch an sich durchaus richtig sein mag, eine Erhöhung des 
Minimalkapitals für neue Gesellschaften von Fr. 50 000.- auf Fr. 100 OOO.­
vorzusehen83, so ist die Notwendigkeit einer nachträglichen Anpassung und 
Kapitalerhöhung bei bestehenden Gesellschaften zu bezweifeln: Als Indiz für 
das in einer Gesellschaft befindliche Haftungssubstrat ist die Höhe des 
Grundkapitals wichtig in der Zeit unmittelbar nach der Gründung. Später 
verliert es diese Bedeutung weitgehend, da die Gesellschaftsaktiven ohnehin 
nicht mehr der Sperrziffer Grundkapital entsprechen. Die Erhöhung dürfte im 
wesentlichen nur dazu führen, der Hälfte aller bestehenden Aktiengesellschaf­
ten Notariats- und Stempelsteuerkosten und - je nach Art der Kapitalerhöhung 
- ihren Aktionären Einkommenssteuern ohne entsprechendes Einkommen 
einzubrocken. 

- Nicht für richtig halte ich es sodann, die Neuregelung für die Partizipations­
scheine nach einer Übergangsfrist von fünf Jahren ausnahmslos auch auf 
bereits bestehende PS anzuwenden. Gerechtfertigt scheint mir zwar, dass die 
spezifischen Schutzvorschriften auch auf «altes» Partizipationsscheinkapital 
Anwendung finden . Dagegen ist es m. E. nicht angebracht, eine Anpassung der 
Nennwerte zu verlangen84 . Ebenso wenig erscheint es sinnvoll, die Bestim­
mung, wonach künftig das PS-Kapital das Aktienkapital nicht mehr überstei­
gen darf, auch auf bereits bestehendes Kapital anzuwenden und so die 
Gesellschaften allenfalls zur Umwandlung von PS-Kapital in Aktienkapital 
oder zu dessen Herabsetzung zu zwingen: 

Wohl dient es der Rechtssicherheit, wenn neues Recht möglichst ausnahms­
los auch auf bereits bestehende Tatbestände Anwendung findet. Es gibt aber 
auch ein schützenswertes Vertrauen in die bestehende Rechtsordnung. Die 
Botschaft selbst schreibt mit Bezug auf Stimmrechtsaktien, es seien in Gesell­
schaften «die Stimmverhältnisse und damit das Machtgefüge nicht selten 
sehr sorgfältig ausbalanciert», weshalb es Gesellschaften mit solchen Aktien 
«nicht zugemutet werden [könne], sich der neuen und einschränkenden Regel 
zu unterziehen»85 . Dasselbe gilt aber auch für die einschränkende Neuordnung 
des PS. Auch hier kann der Zwang zur Anpassung zu stossenden Resultaten 
führen. 

Nur am Rande sei erwähnt, dass m. E. die Sanktion bei Nichtanpassung 
innert Frist - nämlich die Auflösung der Gesellschaft86 - allzu massiv geraten ist. 
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Nicht zu verkennen ist, dass Vorbehalte für bereits bestehende Gesellschaf­

ten dazu führen können, dass in letzter Minute noch von der freiheitlichen 

Ordnung des bisherigen Rechts profitiert und diese voll ausgeschöpft wird. 

Dem könnte man dadurch begegnen, dass man nur solchen Gesellschaften 

gestattet, unter altem Recht zu verbleiben, die eine bestimmte Zeit vor 

Inkrafttreten der neuen Ordnung- etwa vor Ende 1983 - ihre dem neuen Recht 

widersprechende Regelung bereits kannten. 

VIII. Lückenhaftigkeit des Entwurfs? 

Schon eingangs wurde darauf hingewiesen, dass die pendente Reform - mag man 

sie nun als Teil- oder als Totalrevision bezeichnen - die einzige Revision des 

schweizerischen Aktienrechts bis zum Ende dieses Jahrtausends bleiben wird. Es 

ist daher auch zu fragen , ob der Entwurf wesentliche Lücken enthält, reform­

bedürftige Bereiche ausser acht lässt, nötige Differenzierungen unterlässt oder 

darauf verzichtet, alte und unnütze Zöpfe abzuschneiden. Hiezu ist einiges zu 

bemerken: 

J. Lückenhafiigkeit der Reformvorschläge mit Bezug auf personenbezogene, 

kleine und mittlere Aktiengesellschafien 

Eine Eigenart der pendenten Reform - auch dies wurde eingangs erwähnt - ist 

es, dass sie vorwiegend auf die Publikumsgesellschaft ausgerichtet ist. Damit 

kommen m. E. die kleinen und mittleren Gesellschaften zu kurz. Im Hinblick 

auf sie - zahlenmässig die grosse Mehrheit schweizerischer Aktiengesellschaften 

- drängen sich etwa folgende Ergänzungen und Berichtigungen auf: 

a) Sinnvoll wäre einmal eine gesetzliche Stellungnahme zur Frage der 

Gültigkeit und Tragweite von Aktionärbindungsverträgen: Die Aktiengesell­

schaft ist bekanntlich von Gesetzes wegen konsequent kapitalbezogen ausgestal­

tet und soll es auch bleiben. Statutarisch ist eine Berücksichtigung personalisti­

scher Komponenten nur sehr beschränkt möglich. Die Praxis hat hier einen 

Ausweg gefunden durch die Ergänzung der statutarischen Ordnung mittels sog. 

Aktionärbindungsverträge. Solche Verträge gehören heute bei Kleingesellschaf­

ten zur Regel, ja es kann für sie vielfach eine vernünftige Ordnung überhaupt 

nur durch eine Kombination von statutarischen und vertraglichen Regeln 

gefunden werden. 

Nun besteht aber mit Bezug auf diese Verträge keine gesetzliche Ordnung. Ja 

es gibt nicht einmal einen Bundesgerichtsentscheid und nur einige wenige Urteile 

von kantonalen Gerichten, die sich mit ihnen auseinandersetzen. Wohl kann man 

heute davon ausgehen, dass Aktionärbindungsverträge an sich gültig sind. 
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Zahlreiche Einzelfragen sind aber ungelöst. So ist unklar, für wie lange solche 
Verträge abgeschlossen werden können. Sicher ist nur, dass es im schweizerischen 
Recht keine «ewigen» Verträge gibt. Kann man aber vereinbaren, der Bindungs­
vertrag solle für die Dauer der Aktionärsstellung oder gar der Existenz der AG 
Gültigkeit haben? Sinnvoll wäre es, dies gesetzlich zu stipulieren und etwa zu 
erklären, Verträge über die Ausübung von Aktionärsrechten könnten - vor­
behältlich der Kündigung aus wichtigem Grund - für die Dauer der Gesellschaft 
abgeschlossen werden. 

b) Für personenbezogene Aktiengesellschaften reicht sodann die durch die 
Vinkulierung gebotene Möglichkeit der Kontrolle des Aktienübergangs oft nicht 
aus. In der Praxis sind daher statutarische Erwerbsberechtigungen verschiedener 
Art (Vorkaufs- und Vorhandrechte) verbreitet. Auch hier sind Verbindlichkeit 
und Tragweite unklar und gerichtlich nicht entschieden. Durch eine knappe 
gesetzliche Regelung könnte ein für allemal Gewissheit geschaffen werden. 

c) Vor allem bei personenbezogenen Gesellschaften von grosser Bedeutung ist 
sodann das Instrument des Rangrücktritts, mit dem formell überschuldete, aber 
lebensfähige Gesellschaften über eine kritische Phase gerettet werden sollen. 
Auch hier besteht Unsicherheit über die Ausgestaltung und Bedeutung und wäre 
ein klärendes Wort des Gesetzgebers hilfreich. 

d) Die Erfahrung zeigt, dass es bei tiefgreifenden Konflikten in personenbezo­
genen Aktiengesellschaften letztlich nur eine Lösungsmöglichkeit gibt: die 
Trennung. Auch eine Verbesserung des Minderheitenschutzes, wie sie der 
Entwurf in anerkennenswerter Weise vorsieht, wird hieran nichts ändern. Es 
sollte daher ernsthaft geprüft werden, ob es nicht möglich ist, auch im Recht der 
AG den Ausschluss und vor allem den Austrill von Gesellschaftern vorzusehen, 
wenn nicht von Gesetzes wegen, so doch zumindest aufgrund einer statutarischen 
Basis. Dass eine solche Lösung durchaus mit den Interessen der Unternehmung, 
denjenigen der Gesellschaftermehrheit und denen der Gläubiger vereinbar ist, 
zeigen die bereits heute bestehenden Austritts- und Ausschlussrechte bei der 
GmbH und der Genossenschaft. 

2. Stärkere Differenzierung nach Gesellschaftstypen? 

Ganz allgemein schiene es mir richtig, die Reformvorschläge als Ganzes 
daraufuin zu untersuchen, ob sie für sämtliche Aktiengesellschaften passen. Eine 
solche Durchsicht müsste - will man, was ich durchaus befürworte, an der 
Einheit des Aktienrechtes festhalten - m. E. dazu führen , atypischen formen 
vermehrt durch Sondernormen Rechnung zu tragen. So kann ich mir - wie 
erwähnt - nicht recht vorstellen, welche Funktion und welchen Inhalt die im 
Entwurf zwingend vorgesehene Geschäftsordnung bei der AG mit einem einzigen 
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Verwaltungsrat haben soll. Andere Differenzierungen könnten sinnvoll sein etwa 
im Hinblick auf die Immobiliengesellschaft, die Holding-Gesellschaft und 
weitere Sonderformen. 

3. Schlachten «heiliger Kühe» des Aktienrechtes? 

Die bewusste Beschränkung auf eine Teilrevision hat m. E. auch dazu geführt, 
dass «heilige Kühe» des Aktienrechtes unangetastet bleiben, auch wenn dafür 
keine Rechtfertigung mehr besteht: 

a) Anerkennend zu erwähnen ist, dass die Bestimmungen über die Hinter­
legung von Pjlichtaktien87 ersatzlos gestrichen werden sollen. Dem Wegfall dieser 
in der Praxis sinnlosen und zu administrativen Umtrieben führenden Bestim­
mung wird niemand nachtrauern. 

b) Beibehalten bleibt dagegen etwa die Voraussetzung, dass sämtliche Mit­
glieder des Verwaltungsrates auch Aktionäre sein müssen, wobei eine einzige 
Aktie genügt. Auch diese Bestimmung erscheint heute - da Mitglieder des 
Verwaltungsrates mehr und mehr ihrer Fähigkeiten wegen und nicht lediglich 
aufgrund ihrer Aktionärseigenschaft gewählt werden - als fragwürdig und häufig 
sinnlos. Das Genossenschaftsrecht lässt es bei einer Mehrheit von Gesellschaftern 
in der Verwaltung bewenden88 , was auch im Aktienrecht vertretbar wäre. 

c) Im Hinblick auf Publikumsgesellschaften wäre zu prüfen, ob nicht -
fakultativ - die Generalversammlung durch eine Urabstimmung ersetzt werden 
könnte. Die Generalversammlung wird hier - das bestreitet kaum jemand -
weitgehend zur Farce. Die Annahme des Gesetzgebers, der Aktionär bilde sich 
in der Versammlung aufgrund der Voten der Anwesenden seine Meinung, trifft 
schon deshalb nicht zu, weil Versammlungen von Publikumsgesellschaften meist 
durch weisungsgebundene Vertreter beherrscht werden. Die Willensbildung 
durch eine Urabstimmung auf postalischem Weg wäre hier m. E. überzeugender 
und repräsentativer, vorausgesetzt, das Gesetz enthält die nötigen Bestimmun­
gen, die eine Meinungsäusserung im Vorfeld der Abstimmung auch durch 
Minderheiten sicherstellen. 

d) Nochmals erinnert sei daran, dass man sich durchaus ein Austrittsrecht des 
Aktionärs vorstellen könnte und dass die Kontrollstelle als drittes Organ bei 
kleinen Gesellschaften vielleicht nicht unabdingbar ist. Für beides liefert das 
geltende Recht der GmbH ein Beispiel. 

4. Weitere ausgeklammerte Bereiche 

Wenn ich damit für eine gewisse Erweiterung der Reform plädiere, so bin ich 
andererseits durchaus nicht der Meinung, dass nun alles und jedes, was im 
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Unternehmens- und Kapitalmarktrecht zur Regelung ansteht, in das neue 
Aktienrecht verpackt zu werden braucht: 

a) Sinnvoll erschiene es mir zwar, bei der Ordnung der Konzerne nicht auf 
halbem Wege stehen zu bleiben. Durch die Einführung einer Pflicht zur 
Konsolidierung soll der wirtschaftlichen Realität der abhängigen Gesellschaft 
Rechnung getragen werden. Im übrigen aber geht der Entwurf nach wie vor von 
der Fiktion völlig unabhängiger, nur im eigenen Interesse geführter Gesellschaf­
ten aus, obwohl auch in der Schweiz zahlreiche Konzerne bestehen. Hier wäre 
der Schritt zu einer umfassenden Ordnung m. E. nicht allzu gross und durchaus 
noch vollziehbar. Beantwortet werden müssten eigentlich nur zwei Fragen: Unter 
welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang darf die Muttergesellschaft 
in die Geschicke ihrer Tochter eingreifen und das Gesamtinteresse des Konzerns 
dem der einzelnen AG voranstellen? Und was sind die Konsequenzen solcher 
Eingriffe für die Haftung und Verantwortung der Muttergesellschaft und der 
beteiligten Organe? 

b) Dagegen gehört - so scheint mir - eine allfällige Regelung der Mitbestim­
mung nicht in ein künftiges Aktienrecht, sondern in eine Ordnung, die für 
sämtliche Gesellschaftsformen gilt. Dasselbe gilt m. E. auch für ein Insiderrecht, 
das zumindest auf die auch als Publikumsgesellschaft verwendbare Genossen­
schaft ebenfalls Anwendung finden sollte, darüberhinaus wohl für anonyme 
Transaktionen in Effekten schlechthin. 

IX. Redaktionelle Bereinigungen 

Der Entwurf ist - das wird auch von den Mitgliedern der Arbeitskommission 
recht freimütig zugegeben - etwas allzu rasch fertiggestellt worden. Dies zeigt 
sich in Mängeln der Redaktion, die eliminiert werden sollten. Auf einige ist im 
Laufe dieses Referats hingewiesen worden. Zusammenfassend und ergänzend 
noch folgendes: 

a) Verschiedene Formulierungen sind in ihrer Tragweite unklar. So fehlt etwa 
häufig ein Hinweis darauf, ob eine Bestimmung zwingend ist oder ob von ihr 
durch statutarische Bestimmungen abgewichen werden dar( Erwähnt wurde dies 
für den Stichentscheid des Verwaltungsratspräsidenten und die Beschlussfassung 
im Verwaltungsrat ganz allgemein. Ein weiteres Beispiel ist etwa der neue 
Art. 704, der für bestimmte wichtige Beschlüsse eine qualifizierte Mehrheit von 
zwei Dritteln der vertretenen Stimmen und die absolute Mehrheit der vertretenen 
Aktiennennwerte verlangt. Auch hier bleibt unklar, ob diese Bestimmung 
zwingend ist oder ob sich eine Gesellschaft statutarisch auch mit einem einfachen 
Mehr begnügen kann. 
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b) In anderen Bereichen ordnet der Entwurf Einzelheiten. deren Regelung 

besser der Praxis überlassen würde. Da es trotz ausführlicher Normen nie 

gelingen wird, schlechthin alle Fragen im Gesetz zu ordnen, bringt solche 

Gründlichkeit in Details oft Unklarheiten mit sich. Es scheint mir daher eine 

vordringliche Aufgabe, die Revisionsvorschläge daraufhin durchzusehen, welche 
Bestimmungen ohne Schaden oder gar mit Gewinn gestrichen werden könnten. 
Auch hiefür Beispiele: 

- In einem neuen Art. 712 II soll ausdrücklich festgehalten werden, die Statuten 

könnten vorschreiben, dass der Präsident des Verwaltungsrates durch die 

Generalversammlung gewählt wird. Dies war und ist auch nach bisherigem 

Recht - ohne dass es im Gesetz ausdrücklich erwähnt wird - selbstverständlich 
und in der Praxis häufig. Die explizite Erwähnung bringt daher nichts Neues. 

Wohl aber stiftet sie Verwirrung, indem unklar bleibt, wie es sich nun mit den 
anderen Chargen des Verwaltungsrates verhalten soll. Soll es künftig verboten 

sein, statutarisch vorzusehen, dass auch der Vizepräsident, der Delegierte oder 

der Sekretär des Verwaltungsrates durch die Generalversammlung zu wählen 
ist? Aus dem vorgeschlagenen Text müsste man dies schliessen, obwohl ein 

solches Verbot ein Unding wäre. 

- Für den Sekretär - so soll der bisherige Protokollführer genannt werden - wird 
sodann in neu Art. 712 I ausdrücklich festgehalten, er müsse dem Verwaltungs­

rat nicht angehören. Diese Klärung schadet zwar kaum etwas, ist aber ebenfalls 

überflüssig, weil sich auch heute von selbst versteht, dass das Sekretariat des 
Verwaltungsrates nicht durch ein Mitglied desselben geführt werden muss. 

- In einem neuen Art. 660 soll sodann ausgeführt werden, wann ein Beschluss 

der Verwaltung oder Generalversammlung nichtig sein soll. Besser würde man 

diese Frage auch weiterhin der Praxis überlassen, da die gesetzliche Aufzäh­
lung einerseits unvollständig ist89 , während sie andererseits zu weit geht90 • 

c) Endlich sollte der Entwurf noch daraufhin durchgesehen werden, ob sich 

die neuen Bestimmungen widerspruchslos in den bisherigen Text einfügen. So 

werden in einer neu vorgeschlagenen Bestimmung vier verschiedene Gründe 

aufgeführt, die Beschlüsse der Generalversammlung gerichtlich anfechtbar 

machen sollen. Der geltende Art. 706 I, der nicht geändert werden soll, nennt 

aber nur gerade einen dieser vier Gründe. Eine Harmonisierung drängt sich auf. 

Auch unter sich könnten die neuen Vorschläge noch stärker vereinheitlicht 

werden. Zum Beispiel wird sowohl für die Anfechtungs- wie auch für die 
Verantwortlichkeitsklage eines Aktionärs vorgesehen, dass der Richter im Falle 

eines Misserfolges die Kosten ganz oder teilweise der Gesellschaft auferlegen 

kann. In beiden Bestimmungen liegen die gleichen Überlegungen der Kosten­

übernahme zugrunde. Die Ordnung könnte daher auch formell vereinheitlicht 

werden. 
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X. Ausblick: Notwendigkeit der Anpassung anderer Gesellschaftformen 

Zum Abschluss noch dies: Wenn einmal die Revision des Aktienrechts unter 
Dach und Fach ist, wird es unbedingt nötig sein, das Recht der GmbH und das 
der Genossenschaft zu überarbeiten. Zumindest müssten bei diesen beiden 
Gesellschaften die nötigen Anpassungen an das neue Aktienrecht vorgenommen 
werden. Es ist z. B. nicht einzusehen, weshalb künftig volkswirtschaftlich 
bedeutende Aktiengesellschaften eine aussagekräftige Bilanz und Erfolgsrech­
nung publizieren müssen, während sich Grossgenossenschaften nach wie vor mit 
einem Minimum begnügen dürfen, das sie nicht einmal allgemein zugänglich zu 
machen brauchen. Darüber hinaus wird es sinnvoll sein, ungerechtfertigte 
Differenzierungen zwischen den drei Körperschaftsformen des OR, die sich 
schon im geltenden Recht finden, auszumerzen91 • 

XI. Zusammenfassende Würdigung 

In meinen Ausführungen habe ich auf einige Schwachstellen und Mängel des 
vorliegenden Entwurfs hingewiesen. Dies war angezeigt, weil es m. E. nun darum 
gehen muss, die seit langem pendente Revision zu einem guten und dauerhaften 
Abschluss zu bringen. Um die Dinge ins richtige Lot zu rücken, möchte ich aber 
abschliessend nochmals betonen, dass der Reformvorschlag als Ganzes eine gute 
Note verdient. Manch echter Mangel des geltenden Rechts ist beseitigt worden, 
und die Vorschläge stellen grösstenteils vernünftige Kompromisse zwischen den 
betroffenen Interessen dar. Insbesondere ist es im allgemeinen gelungen, den 
richtigen Mittelweg zwischen Flexibilität und Strenge zu finden , für legitime 
Interessen auch weiterhin eine liberale Ordnung bereitzuhalten und trotzdem 
Missbräuchen besser zu steuern als dies nach geltendem Recht möglich ist. 

Gerade deshalb aber wäre es schade, wenn die bestehenden Schwachstellen 
nun nicht noch ausgeräumt würden. Dies um so mehr, als heute durch einen 
Federstrich des Gesetzgebers das in Ordnung gebracht werden kann, was - wenn 
das neue Recht einmal in Kraft ist - durch jahre- und jahrzehntelange 
Bemühungen der Gerichte wie der Doktrin kaum oder gar nicht mehr bereinigt 
werden kann. Meiner Ansicht nach geht es dabei 

- vor allem darum, eine Reihe von praktisch wichtigen Fragen noch zu regeln, 
wobei nicht allzu stark an der Einheit des Aktienrechtes festgehalten und auch 
vor heiligen Kühen unseres Rechts der AG nicht Halt gemacht werden sollte, 

- sodann darum, gewisse technische und redaktionelle Schwächen des vorliegen-
den Entwurfs noch zu beseitigen. 
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Es ist daher zu hoffen, dass die politischen Behörden trotz des fortgeschrittenen 
Stadiums der Reformarbeiten und trotz - oder gerade wegen - der langen Zeit, 
die in die laufende Aktienrechtsreform bereits investiert worden ist, die Kraft 
finden, diese Verbesserungen anzubringen und so Recht zu schaffen, das 
wiederum über Jahrzehnte tragfähig bleibt. 
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Stimmrechtsvertretung in der Generalversammlung, die Ordnung der Tätigkeit im 
Verwaltungsrat. 

14 So die Bestimmungen über die Vinkulierung und die Kontrollrechte des Aktionärs sowie 
vor allem die Sonderprüfung. 

15 Nachstehend Ziff. VIII. 
16 Vgl. Ziff. IV. 
17 Vgl. Ziff. V. 
18 Vgl. Ziff. VI. 
19 Vgl. immerhin Karl Käfer: Art. 663 Abs. I OR - Eine missachtete aktienrechtliche 

Bilanzgliederungsvorschrift, SAG 46 (1974) 74 ff. 
20 Vgl. neu Art. 663 f. 
21 Neu Art. 662a I. 
22 Vgl. OR 959. 
21 Vgl. neu Art. 663d. 
24 Zu den Kriterien vgl. neu Art. 697h I. 
25 Vgl. neu Art. 669 III mit OR 663 II. 
26 Im Gegensatz etwa zur Ordnung des deutschen Rechts. 
21 Vgl. neu Art. 663b Ziff. 8. 
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28 Die Bankenkommission verlangt bereits heute - zumindest unter gewissen Voraussetzun­
gen - die Bekanntgabe der Auflösung stiller Reserven, vgl. EBK-Bulletin 11 (1982) 44 ff., 
insb. 50 f. 

29 Vgl. neu Art. 727a f. 
30 Vgl. neu Art. 727c I. 
31 Heute ist dies keineswegs immer der Fall, da eine entsprechende Prüfung nur im 

Gründungsstadium erfolgt. 
32 Vgl. neu Art. 641 Ziff. 10. 
33 Vgl. in diesem Zusammenhang BGE 106 II 235 , wonach die «Bestimmungen über die 

Pflichten der Kontrollstelle .. . auch zum Schutze Dritter erlassen worden» sind. 
34 Vgl. neu Art. 731a. 
35 Vgl. neu Art. 716a Zitf. 5. 
36 OR 723 I. 
37 Neu Art. 729b II. 
38 Vgl. neu Art . 697a ff. 
39 Dazu neu Art. 697g. 
40 OR 732 II. 
41 Vgl. neu Art. 635a, 652 f. 
42 Vgl. neu Art . 653c. 
43 Vgl. neu Art. 693 II . 
44 Vgl. neu Art. 685b. 
4s Vgl. neu Art . 706 IV. 
46 Dazu Eric Homburger: 100 Jahre Minderheitsschutz durch Gesetz und Rechtsprechung, 

in: 100 Jahre Schweiz. OR (Freiburg 1982) 283 ff. 
47 s. 82. 
48 Neu Art . 685c I. 
49 Vgl. die in neu Art. 685c II vorgesehenen Ausnahmen für Erbgang, Erbteilung, eheliches 

Güterrecht und Zwangsvollstreckung. 
so Zwar sind diese heute nicht verbreitet, doch dürfte künftig ein vermehrtes Interesse dafür 

bestehen, jedenfalls dann, wenn nicht doch noch Kleinaktien und PS mit einem tieferen 
Nennwert zugelassen werden sollten, vgl. dazu nachstehend Anm. 64. 

51 Vgl. BGE 90 II 235 ff., insb. 239 ff.: Auf den Erwerber gehen keine Mitgliedschaftsrechte 
- auch nicht vermögensmässige - über, sondern lediglich die aus der Mitgliedschaft 
fliessenden Forderungsrechte. In diesem Sinne neuestens auch BGE 109 II 130 ff. 

52 OR 725 I. 
s3 OR 725 II und III. 
s4 Neu Art. 725 . 
5s Dazu nachstehend VIII. Ziff. I d) . 
56 Vgl. neu Art. 629 ff. 
51 Vgl. neu Art. 635a. 
58 Vgl. neu Art. 651. 
s9 Vgl. neu Art. 653 ff. 
60 Vgl. neu Art. 656a ff. 
6 1 Dazu Botschaft 55 ff. 
62 Vgl. neu Art . 656b I. 
63 Vgl. neu Art. 657 . 
64 Die nationalrätliche Kommission sieht nun aber offenbar einen Mindestnennwert von 

Fr. 10.- vor, vgl. NZZ vom 21./22 .1.1984 Nr. 17 Blatt 33. 
65 Botschaft 42. 
66 Neu Art. 656a III. 
67 Vgl. neu Art. 707 ff. 
68 Neu Art. 721. 
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69 Dies könnte aus den Ausführungen der Botschaft S. 98 oben und S. 177 zu neu Art. 716a 
gefolgert werden. Vgl. dagegen zum geltenden Recht BGE 100 II 387. 

70 s. 176. 
71 Laut Botschaft S. 186 soll es sich dabei um zwingendes Recht handeln. Die Bestimmung 

wird mit dem Interesse an Kontinuität begründet. 
12 Botschaft 174. 
71 Neu Art. 752-759. 
73• Vgl. hiezu den kritischen Hinweis bei Anm. 79 f. 
74 s. 194. 
75 Vgl. Botschaft 194: «Die aktienrechtliche Solidarität darf einer Berufung auf Artikel 43 

OR nicht entgegenstehen. Dadurch wird die Solidarität in keiner Weise aufgehoben ... » 

76 Vgl. neu Art. 716b und 754 II. 
77 Neu Art. 716a Ziff. 2. 
78 Botschaft 106. 
79 S. 105. 
80 S. 180. 
81 Vgl. neu Art. 689c ff. 
82 Vgl. neu Art. 704. 
83 Neu Art. 621. 
84 Nach heutigem Recht kann der Nennwert von PS bekanntlich frei festgelegt werden. 
85 Botschaft 198. 
86 Schlussbestimmungen Art. 2 II. 
87 OR 709 f. 
88 OR 894 I. 
89 Es fehlt etwa der Hinweis auf die Verletzung von Grundsätzen der aktienrechtlichen 

Fundamentalordnung. 
90 Nicht jede Beschränkung eines vom Gesetz zwingend gewährten Rechts des Aktionärs 

führt zur Nichtigkeit. 
91 Vgl. dazu Peter Forstmoser: Das Genossenschaftsrecht, das Recht der GmbH und die 

Teilrevision des Aktienrechtes, SAG 48 {1976) 46 ff.; Urs Henggeler: Berechtigte und 
unberechtigte Differenzen des Genossenschaftsrechts gegenüber dem Aktienrecht (Diss. 

Zürich .1976). 
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